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tungen bzw. ihre Weiterverwendung durch Rechtsvorschrif
ten und betriebliche Weisungen geregelt sind und der Auf
gabenstellung kein schöpferisch zu lösendes Problem zu
grunde gelegen hat.

Da eine entsprechende Beratung mit dem Kollektiv er
folglos blieb, wandte sich der Kläger an die Konfliktkommis
sion mit dem Antrag, die Rechtsunwirksamkeit der Neuerer
vereinbarung festzustellen. Der Antrag wurde abgewiesen. 
Der dagegen eingelegte Einspruch des Klägers hatte keinen 
Erfolg.

Die Berufung gegen das Urteil des Kreisgerichts wies das 
Bezirksgericht als unbegründet ab. Es vertrat hierzu die Auf
fassung, die schöpferische Lösung liege darin, daß die'Ver
klagten mit ihrem vereinbarungsgemäß vorgelegten Ergebnis 
die Voraussetzungen für die Realisierung der Festlegungen in 
den Rechtsvorschriften und betrieblichen Anweisungen ge
schaffen hätten.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan
trag des Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat den ausreichend festgestellten Sach
verhalt rechtlich unzutreffend gewürdigt. Die Ursache dafür 
liegt vor allein darin, daß das Bezirksgericht das Anliegen und 
die Zielstellung der Rechtsvorschriften über die Vorberei
tung, den Abschluß und den Inhalt von Neuerervereinbarun
gen nicht ausreichend beachtet hat. Neuerervereinbarungen 
haben zum Ziel, das Schöpfertum der Neuerer zu fördern (§ 14 
Abs. 1 NVO). Sie werden zur Lösung einer Aufgabe gemäß 
§ 13 NVO abgeschlossen, wenn Art, Umfang und Schwierig
keitsgrad dieser Aufgabe das organisierte und planmäßige 
Zusammenwirken von Arbeitern und Angehörigen der Intel
ligenz erfordern und diese Gemeinschaftsarbeit zur Förderung 
des Schöpfertums der Neuerer beiträgt (§ 3 Abs. 1 der 2. DB 
zur NVO — Aufgaben der Leiter beim Abschluß von Neue
rervereinbarungen — vom 25. Juni 1974 (GBl. I Nr. 35 S. 333). 
Im Streitfall haben die Gerichte zu prüfen, ob die Neuerer
vereinbarung den gesetzlichen Bestimmungen entspricht. 
Hierin eingeschlossen ist die Prüfung, ob Inhalt und Zielstel
lung der abgeschlossenen Neuerervereinbarung einem Zweck 
entsprechen, für den die Rechtsvorschriften den Abschluß von 
Neuerervereinbarungen zulassen (vgl. Ziff. 3.1. und Ziff. 3.2.1. 
der Richtlinie Nr. 30 des Plenums des Obersten Gerichts zu 
Fragen der Anwendung des Neuererrechts in der Rechtspre
chung vom 28. August 1974 [GBl. I Nr. 45 S. 413]).

Im vorliegenden Fall bestand die in der Neuerervereinba
rung dem Kollektiv gestellte Aufgabe darin, den Bauzustand 
der Gebäude festzustellen und mit dem IAG die Gespräche 
zur Übernahme dieser Gebäude in seine Rechtsträgerschaft 
und zur weiteren Nutzung zu führen. Hierzu waren Lösun
gen nicht erforderlich. Zur Prüfung von Möglichkeiten, Bau
stelleneinrichtungen an Dritte zu verkaufen, war der Betrieb 
nach den Rechtsvorschriften ohnehin verpflichtet. Hierzu sind 
entsprechende Festlegungen in der АО (Nr. 1) über die effek
tive Gestaltung von Baustelleneinrichtungen vom 5. Septem
ber 1978 (GBl. І Nr. 32 S. 351) i. d. F. der АО Nr. 2 vom 4. De
zember 1979 (GBl. I 1980 Nr. 2 S. 23) getroffen worden. In 
Übereinstimmung damit wird in einer ab 1. Januar 1981 gül
tigen Organisationsanweisung des Klägers bestimmt: „Ent
sprechend der volkswirtschaftlichen Aufgabenstellung, den 
Aufwand für Baustelleneinrichtungen spürbar zu senken, ist 
eine Nachnutzung bzw. ein Verkauf von vorgenannten Ein
richtungen an Dritte anzustreben.“ Gemeint waren- damit Ta
gesunterkünfte und andere Einrichtungen des allgemeinen 
Baustellenbereichs.

Damit war zugleich der Hinweis in den zeitlich früher 
gefertigten bautechnischen Unterlagen auf einen Abriß der 
Baustelleneinrichtung überholt. Die Rechtsvorschriften und 
betrieblichen Anweisungen wiesen zugleich den prinzipiellen 
Weg, den Abriß von Baustelleneinrichtungen zu vermeiden 
und diese volkswirtschaftlich effektiv zu verwenden. Die not
wendigen Maßnahmen hierzu im Einzelfall sind rein organi
satorischer Natur und erfordern keine schöpferischen Lösun
gen.

Die vom Kreisgericht gehörten Mitglieder des Kollektivs 
haben bestätigt, daß sie den Bauzustand geprüft, kleine Repa
raturen vorgenommen und Gespräche mit dem IAG geführt 
haben. Hierin liegt aber keine Aufgabenstellung, wie sie § 14 
NVO und § 3 Abs. 1 der 2. DB zur NVO fordern.

Die Tatsache, daß der Kläger eine analoge Aufgabenstel
lung in den Plan Wissenschaft und Technik aufgenommen 
hatte, hat auf die rechtliche Beurteilung des Inhalts der Neue
rervereinbarung keinen Einfluß.

Aus diesen Gründen war die mit den Rechtsvorschriften 
(§§ 13 Ziff. 2, 14 NVO; § 3 Abs. 1 der 2. DB zur NVO) nicht im 
Einklang stehende Entscheidung des Bezirksgerichts aufzu
heben. Auf der Grundlage des ausreichend geklärten Sachver
halts hatte der Senat in der Sache selbst abschließend zu ent
scheiden. -

Familienrecht
§ 24 FGB.
1. Der Entscheidung über den Sinngehalt einer Ehe gemäß 
§ 24 FGB sind die Grundsätze des FGB zur ehelichen Ge
meinschaft und Gestaltung der Familienbeziehungen zu
grunde zu legen.
2. Umstände, die auf eine enge Verbundenheit der Ehegatten 
in der Vergangenheit hinweisen, ermöglichen für sich allein 
keine zutreffenden Schlußfolgerungen auf den Sinngehalt der 
Ehe zur Zeit des Gerichtsverfahrens. Es ist stets auch zu prü
fen, in welchem Maße die Bindungen der Ehegatten durch 
den Konflikt beeinträchtigt wurden und welche Vorausset
zungen es für seine Überwindung tatsächlich gibt.
3. Allein der Wille eines Ehegatten zur Fortführung der Ehe 
ist keine ausreichende Grundlage für deren Erhaltung, so
lange nicht auch auf seiten des anderen Ehegatten Voraus
setzungen dafür vorliegen oder weitere Umstände, die für 
die Erhaltung der Gemeinschaft sprechen, gegeben sind.
OG, Urteil vom 22. November 1983 - 3 OFK 38/83.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde im Jahre 1944 geschlos
sen. Das Kreisgericht und — auf die Berufung des Klägers — 
das Bezirksgericht haben die Scheidungsklage abgewiesen. 
Das Bezirksgericht hat zur Begründung seiner Entscheidung 
ausgeführt: Die seit vier Jahrzehnten bestehende Ehe sei im 
wesentlichen ohne nennenswerte Störungen verlaufen. Seit 1978 
lebe der Kläger von der Verklagten getrennt und unterhalte 
seit dieser Zeit intime Beziehungen zu einer anderen Frau. 
Die Verklagte habe stets zum Kläger gehalten. Der Kläger 
habe mehrjährige Qualifizierungen absolviert. Der Verklag
ten habe deshalb überwiegend allein die Haushaltsführung 
und die Betreuung des Kindes oblegen. Sie sei bereit, die Be
ziehungen des Klägers zu einer anderen Frau zu verzeihen. 
Der Kläger könne jederzeit zu ihr zurückkehren. Allein die 
Tatsache, daß er seit mehreren Jahren von der Verklagten ge
trennt lebe, könne kein Maßstab für die Einschätzung sein, 
ob das Scheidungsbegehren begründet ist. Im Verhältnis zur 
langen Dauer der Ehe seien die Jahre der Trennung nicht 
so beachtlich, daß eine Fortführung der Ehe ausgeschlossen 
sei.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er
folg hatte.

Aus der Begründung:
Der Entscheidung über den Sinngehalt einer Ehe gemäß § 24 
FGB sind die Grundsätze des Familiengesetzbuchs zur ehe
lichen Gemeinschaft und Gestaltung der Familienbeziehungen 
zugrunde zu legen (vgl. W. Strasberg, „Aufgaben der Ge
richte im Eheverfahren“, NJ 1980, Heft 2, S. 52). Das hat das 
Bezirksgericht nicht getan. Anderenfalls hätte es erkennen 
müssen, daß die Ehe der Prozeßparteien bereits seit Jahren 
nicht mehr diesen Grundsätzen entspricht.

Nach den Feststellungen des Bezirksgerichts leben die 
Ehegatten seit 1978 getrennt. Ab 1980 gab es — nachdem der 
Kläger mit der Frau, bei der er lebt, in einen anderen Ort 
verzogen war — keine Kontakte zwischen den Ehegatten. Ver
suche der Verklagten, mit dem Kläger in Verbindung zu tre
ten, scheiterten an seiner ablehnenden Haltung. Seit fast 
fünf Jahren gibt es zwischen den Prozeßparteien keine Ge
meinsamkeiten, die ihren persönlichen Beziehungen als Ehe
gatten entsprechen. Diese im Verfahren getroffenen Feststel
lungen hat das Bezirksgericht bei seiner Entscheidung nicht 
zutreffend berücksichtigt.


